
 Wasserversorgung muss in öffentlicher Hand bleiben! 
SPD-Abgeordnete im Europäischen Parlament sprechen sich gegen 

die Privatisierung der Wasserversorgung aus 
 

Sechs wichtige Punkte zur Konzessionsrichtlinie nach der Abstimmung im 

Binnenmarktausschuss 

1. Wir SPD-Abgeordnete im Europäischen Parlament haben uns dafür 

eingesetzt, öffentliche Träger der Wasserversorgung - wie Stadtwerke oder 

kommunale Zweckverbände - aus dem Anwendungsbereich der Richtlinie 

herauszunehmen. Es besteht keine Notwendigkeit, bewährte Formen guter und 

bezahlbarer öffentlicher Wasserversorgung denselben Marktregeln zu 

unterwerfen wie es bei privaten Anbietern erforderlich ist! 

 

2.  Zwar sieht die Konzessionsrichtlinie keine Privatisierung und keine 

Liberalisierung der Wasserversorgung vor. Die Kommunen können auch künftig 

nach wie vor selbst entscheiden, ob die öffentliche Daseinsvorsorge und damit 

auch die Wasserversorgung privaten oder öffentlichen Anbietern anvertraut wird.  

 

3. Die Konzessionsrichtlinie setzt sich zum Ziel, allgemeine Regeln für die Qualität 

und Bezahlbarkeit des Wassers sicherzustellen, um Transparenz zu wahren und 

Korruption zu verhindern, wenn Private zum Zuge kommen. In ihrer jetzigen Form 

geht jedoch Liberalisierungsdruck auf die Kommunen aus, z.B. indem bewährte 

Beteiligungsstrukturen in Frage gestellt werden. 

  

4.  Bei der Abstimmung im Binnenmarktausschuss des Europäischen Parlamentes 

ist entgegen unserer Position nun ein fauler Kompromiss beschlossen worden, 

der vorsieht, die Wasserversorgung lediglich zeitlich begrenzt bis 2020 aus dem 

Anwendungsbereich der Richtlinie zu nehmen und auch nur dann, wenn sie zu 

100% in öffentlicher Hand ist. Das reicht uns nicht. Wir wollen, dass die 

Kommunen eine gute Wasserversorgung dauerhaft sicherstellen können! 

 

5. Die schwarz-gelbe Bundesregierung unter Führung von Frau Merkel hat 

sich in keiner Weise im Interesse der Bürgerinnen und Bürger für die 

Wasserversorgung in öffentlicher Hand eingesetzt. Vielmehr hat sie im Rat 

dem Vorschlag der Kommission zugestimmt und nimmt somit billigend in 

Kauf, dass hochwertige und bezahlbare Wasserversorgung in Deutschland 

gefährdet wird. 

 

6.  Wir SPD-Abgeordnete werden auch weiterhin dafür kämpfen, dass 

öffentliche Wasserversorgung dauerhaft aus dem Anwendungsbereich der 

Richtlinie herausgenommen wird. Sollte dies gegen die konservativ 

angeführte Mehrheit im Europäischen Parlament nicht gelingen, werden wir 

auch bei der Plenarabstimmung gegen die gesamte Richtlinie stimmen! 

 


